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Ihr Zeichen: 32-0522/1537/28                  Schreiben vom 15. Dezember 2025 

 

Stellungnahme zur Planfeststellung „Chemnitzer Modell, Stufe 5, Ausbau Stollberg – 
Oelsnitz – St. Egidien, Teilabschnitt Neubaustrecke“ (Stand 25.08.2025) 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., nimmt zum 
o. g. Vorhaben wie folgt Stellung.  

Gegenstand der Planung ist die Stufe 5 des Chemnitzer Modells (CM5) auf der Bahnstrecke 6639 
(Zwönitz–Chemnitz), konkret der Teilabschnitt Neubaustrecke zwischen dem neuen Abzweig Nieder-
würschnitz und dem Bahnhof Stollberg. Die geplante Neubaustrecke mit Elektrifizierung hat eine Länge 
von rund 3,5 km.  Ziel des Projekts CM5 ist die Schaffung einer umsteigefreien Verlängerung der beste-
henden Pilotlinie Chemnitz–Stollberg bis nach St. Egidien, verbunden mit einer Verkürzung der Gesam-
treisezeiten sowie einer verbesserten Erschließungswirkung im Stadtgebiet Stollberg, in der Gemeinde 
Niederwürschnitz, in der Stadt Oelsnitz/Erzgebirge und in St. Egidien.  

Die Verbesserung des Schienenpersonennahverkehrs und die angestrebte bessere Anbindung der 
genannten Kommunen an den Großraum Chemnitz werden als verkehrs- und klimapolitisch grundsätz-
lich sinnvoll anerkannt. zugleich sind mit dem rund 3,5 km langen Neubau einer elektrifizierten 
Bahntrasse erhebliche Beeinträchtigungen für Natur und Landschaft verbunden, die einer sorgfältigen 
naturschutzfachlichen und rechtlichen Prüfung bedürfen. 

 

1. Eingriffsumfang in Biotope, Arten und weiterer Schutzgüter 

Der LBP stellt zutreffend fest, dass der Neubau der Eisenbahnstrecke mit Gleisanlagen, Haltepunkten, 
Lärm- und Stützwänden, Bahnübergängen und sonstigen Bauwerken einen erheblichen Eingriff im Sinne 
des § 14 Abs. 1 BNatSchG darstellt. Insgesamt werden etwa 72.528 m² Flächen unterschiedlicher öko-
logischer Wertigkeit dauerhaft in Anspruch genommen, darunter auch gesetzlich geschützte Biotope 
nach § 30 BNatSchG (naturnahe Kleingewässer, höhlenreiche Altholzinsel, Streuobstbestände) sowie 
zwei Standgewässer. Mit dem Verlust dieser Strukturen gehen zugleich Lebensräume für Brutvögel (u.a. 
Neuntöter, Kuckuck, Feldlerche, Greifvögel, Höhlen‑ und Nischenbrüter), Amphibien, Reptilien (Zaun- und 
Waldeidechse) und zahlreiche Fledermausarten verloren. Zusätzlich werden betriebsbedingte Störun-
gen prognostiziert. 

Neben dem Schutzgut Biotope/Arten sind auch die Schutzgüter Boden/Fläche, Wasser, Klima/Luft und 
Landschaftsbild betroffen. So führt die neue Trasse zu weiterer Versiegelung und Verdichtung im ohne-
hin stark genutzten Siedlungs- und Gewerbeband Stollberg–Niederwürschnitz, verändert die Fließwege 
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und den Wasserhaushalt lokaler Kleingewässer und beeinträchtigt Kalt‑ und Frischluftentstehungsge-
biete sowie die Erholungsfunktion insbesondere im Bereich des Bürgerparks und der offenen Feldflur. 
Darüber hinaus ist die Wohnbevölkerung im Siedlungsbereich (Bezugsräume 2 und 4) während der 
mehrjährigen Bauphase durch Lärm, Erschütterungen und Feinstaubbelastungen betroffen. Die sied-
lungsnahe Erholungsfunktion des Bürgerparks wird sowohl bau- als auch anlagebedingt beeinträchtigt. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es angezeigt, die Planung gezielt so nachzuschärfen, dass Eingriffe 
minimiert, verbleibende Beeinträchtigungen möglichst nah am Eingriffsort kompensiert und die Wirk-
samkeit der Maßnahmen durch verbindliche Vorgaben und ein qualifiziertes Monitoring abgesichert 
werden. 

 

2. Konkrete Hinweise und Forderungen zu Vermeidung und Minimierung 

2.1 Trassen‑ und Lageoptimierung auf kritischen Abschnitten 

Im Bereich der dichten Nutzungsschwerpunkte (Gewerbegebiet/B 169–B 180, Umfeld „Grüner Winkel“, 
Bürgerpark) sollte im Rahmen der weiteren Ausführungsplanung geprüft und transparent dokumentiert 
werden, ob kleinere Lageverschiebungen, Anpassungen der Querschnitte oder konstruktive Varianten 
(z.B. enger gefasste Bauwerke, Reduktion von Randversiegelungen, optimierte Lage im Straßenraum) 
den Flächenverbrauch und die Inanspruchnahme wertvoller Biotopstrukturen weiter reduzieren können. 

Wir regen an, eine ergänzende Variantenbetrachtung auf Teilabschnittsebene nachzuliefern, die explizit 
die Belange von Biotopverbund, Artenschutz und siedlungsnaher Freiraumfunktion in die Lageentschei-
dung einbezieht. Besonderes Augenmerk sollte dabei auf die Bezugsräume 2 (Altholzbestand am ehe-
maligen Bahndamm – Biotopwert 30) und 5 (Bürgerpark mit Streuobstbestand und Wald) gelegt werden, 
da dort die höchsten ökologischen Wertigkeiten im gesamten Untersuchungsgebiet konzentriert sind 
und zugleich Habitatfunktionen für Anhang-IV-Arten bestehen. Eine solche Darstellung würde zugleich 
die Prüfung „zumutbarer Alternativen“ im Sinne von § 45 Abs. 7 Nr. 2 BNatSchG stützen. 

 

2.2 Altholzbestand am alten Bahndamm 

Der LBP beschreibt im Bezugsraum 2 einen gehölzreichen Altholzbestand am ehemaligen Bahndamm 
mit höhlenreichen Laubbäumen, Nistkästen und strukturreichem Unterwuchs als wichtigen Habitatkom-
plex für Höhlen‑ und Nischenbrüter sowie verschiedene Fledermausarten. Zugleich wird betont, dass 
die dortigen Altholzstrukturen im dicht bebauten Siedlungsraum nur eingeschränkt wiederherstellbar 
sind. Die vorliegende Planung nimmt einen teilweisen Verlust dieses Bestands in Kauf und verlagert die 
Kompensation räumlich (u.a. Aufforstung im Bereich „Eichenbusch“) und zeitlich in die Zukunft. 

Aus Sicht des BUND ist der Vorrang der Vermeidung (§ 15 BNatSchG, § 9 SächsNatSchG) hier nicht 
ausgeschöpft. Wir fordern daher: 

• Im Rahmen der Ausführungsplanung ist eine Varianten‑ und Optimierungsprüfung für Trasse 
und Bauwerke am alten Bahndamm nachzuliefern, mit dem Ziel, den Altholzkomplex so weit wie 
möglich zu erhalten (z.B. Verschiebung der Trassenlage im Dezimeter‑/Meter‑Bereich, 
Änderung der Stützwandgeometrie, Reduktion der Dammbreite, Nutzung flacherer Böschun-
gen). 

• Soweit weiterhin Eingriffe in Altholz erforderlich sind, ist die Wald‑Ersatzfläche im Bereich 
„Eichenbusch“ mindestens im Verhältnis 1:2 an der tatsächlich betroffenen Altholz‑ und Feldge-
hölzfläche auszurichten und mit überwiegend höhlengeeigneten Laubbaumarten (z.B. Eichen, 
Linden, Ahorn, Obstbäume), Alt‑ und Totholzkonzept sowie dauerhaften Nutzungseinschränkun-
gen (keine forstliche Nutzung im Kernbereich, Minimierung von Verkehrssicherungsfällungen) 
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zu planen. Ein Verhältnis von lediglich 1:1 wird angesichts der hohen Biotopwertigkeit (Bio-
topwert 30), der eingeschränkten Wiederherstellbarkeit und der zeitlichen Entwicklungsdauer 
von Altholzstrukturen als unzureichend angesehen. 

• CEF‑Maßnahmen in Form zusätzlicher Nistkästen und Fledermausquartiere sind im direkten 
Umfeld des Altbestandes mindestens zwei Jahre vor der Fällung zu installieren. Ihre Annahme 
ist durch Monitoring zu kontrollieren, bei unzureichender Akzeptanz sind zusätzliche Quartiere 
nachzurüsten. 

 

2.3 Bauzeitliche Vermeidungsmaßnahmen 

Die im LBP und in den Maßnahmenblättern beschriebenen bauzeitlichen Vermeidungsmaßnahmen (u.a. 
Vegetationsbeseitigung außerhalb der Brutzeit, Sicherung von Baugruben, artenschutzfachliche 
Besatzkontrollen, Schutz angrenzender Biotope, bodenschonende Bauweise) werden ausdrücklich 
begrüßt. Wir bitten, diese Maßnahmen im Planfeststellungsbeschluss rechtsverbindlich zu übernehmen 
und durch einen naturschutzfachlichen Bauzeitplan zu konkretisieren, der: 

• trassen‑ und bezugsraumspezifische Zeitfenster für Bauarbeiten in sensiblen Phasen (Brut‑, 
Laich‑ und Wanderungszeiten, Winterruhe der Fledermäuse) festlegt, 

• Zuständigkeiten und Entscheidungswege (inkl. Einbindung der UBB) regelt und 

• eine Abstimmung der Bauabläufe mit den Anforderungen aus LBP und Artenschutzfachbeitrag 
sicherstellt. 

 

2.4 Optimierung des Amphibienschutzes 

Die vorgesehenen Amphibientunnel und Leiteinrichtungen im Bereich „Grüner Winkel“ sind ein wichtiger 
Baustein. Zugleich zeigen Erfahrungen aus anderen Projekten, dass Funktionsdefizite häufig auf unge-
eignete Dimensionierung, Lage oder unzureichende Wartung zurückzuführen sind. 

Die im Maßnahmenblatt 1.4 VCEF vorgesehene Ausgestaltung der Amphibiendurchlässe mit Leitein-
richtungen unter ausdrücklicher Bezugnahme auf das Merkblatt zum Amphibienschutz an Straßen 
(MAmS 2000) und das Merkblatt zur Anlage von Querungshilfen für Tiere (MAQ 2022) ist fachlich zu 
begrüßen und entspricht dem Stand der Technik. Wir fordern, diese Standards im Planfeststellungsbe-
schluss verbindlich festzuschreiben, durch konkrete Mindestparameter (lichte Weite/Höhe, Länge, Soh-
lenbeschaffenheit, lückenlose Leitwände) zu ergänzen und ihre Wirksamkeit durch ein mehrjähriges 
Monitoring der Amphibienwanderung und der Querungsraten mit verpflichtender Nachsteuerung bei 
Defiziten (z.B. Nachrüstung zusätzlicher Leitelemente, Optimierung der Eingangsbereiche) abzusichern. 

 

2.5 Licht- und Kollisionsschutz für Vögel und Fledermäuse 

Die geplanten Maßnahmen zur Vermeidung von Vogelanprall (Vogelschutzmuster an Glasflächen, Richt-
linie DS 997‑9114 für Oberleitungsanlagen) sowie das fledermaus- und insektenfreundliche Beleuch-
tungskonzept sind fachlich zu begrüßen. 

Die in Maßnahme 1.3 VCEF vorgesehenen Beleuchtungsstandards (u.a. Farbtemperatur ≤ 2700 K, 
UV‑armer Lichtanteil, voll abgeschirmte Leuchten, präsenzabhängige Steuerung, Verzicht auf Fassaden‑ 
und Dekorbeleuchtung) werden ausdrücklich begrüßt und sollten im Planfeststellungsbeschluss als ver-
bindliche Nebenbestimmungen übernommen. Entlang der ermittelten Flugkorridore von Fledermäusen 
sowie im Umfeld von Laichgewässern und Uferbereichen sollten dauerhaft Dunkelkorridore festgelegt 
werden. In diesen Abschnitten ist die Beleuchtung auf das sicherheitsrechtlich zwingend erforderliche 
Minimum zu begrenzen und grundsätzlich bedarfsabhängig (z.B. über Präsenzmelder) zu steuern. 



 

 4 

Die im Maßnahmenblatt 1.1 VCEF vorgesehene Gestaltung der Glasflächen von Wartehäuschen mit 
engmaschigen, flächendeckenden Vogelschutzmustern (konkrete Mindestdeckungsgrade, Linienab-
stände und Farbgebung, Verzicht auf Silhouetten/UV‑Muster) stellt nach heutigem Kenntnisstand eine 
hoch wirksame Kollisionsvermeidungsmaßnahme dar und wird ausdrücklich begrüßt. Wir regen an, 
diese technischen Spezifikationen in den Nebenbestimmungen des Planfeststellungsbeschlusses ver-
bindlich festzuschreiben und bei etwaigen künftigen Planänderungen nur durch mindestens gleichwer-
tige, wissenschaftlich geprüfte Muster zu ersetzen. 

 

3. Artenschutzrechtliche Belange 

3.1 Präzisierung der artenschutzrechtlichen Bewertung 

Die Unterlagen zeigen, dass für eine Reihe besonders und streng geschützter Arten (u.a. Neuntöter, 
Kuckuck, Feldlerche, verschiedene Amphibien‑ und Fledermausarten) Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG berührt werden, wofür Ausnahmen nach § 45 Abs. 7 BNatSchG beantragt werden. 

Wir regen an, die artenschutzrechtliche Konfliktanalyse in der Begründung des Planfeststellungsbe-
schlusses transparent zusammenzufassen (betroffene Populationen, Schwere der Eingriffe, Wirksam-
keit der CEF/FCS‑Maßnahmen) und die Ausnahmeentscheidung eng an fachlich definierte Erfolgskrite-
rien zu knüpfen (z.B. Nachweis stabiler oder verbesserter Populationsgrößen). 

 

3.2 Ergänzende Dokumentation zum Fehlen zumutbarer Alternativen 

Da die Erteilung artenschutzrechtlicher Ausnahmen nach § 45 Abs. 7 BNatSchG das Fehlen zumutbarer 
Alternativen voraussetzt, sollte die Variantenprüfung – insbesondere in artenschutzsensiblen Abschnit-
ten (Bezugsräume 2, 3 und 5) – im Verfahren ergänzend dargestellt und um naturschutzfachliche Krite-
rien erweitert werden. 

Wir schlagen vor, im Beschluss festzuhalten, dass mögliche Trassen oder Lageoptimierungen, die sich 
aus der weiteren Ausführungsplanung ergeben und artenschutzrechtliche Konflikte mindern, vorrangig 
umzusetzen sind, sofern sie technisch und wirtschaftlich vertretbar sind. 

 

3.3 Zeitliche Wirksamkeit von CEF-/FSC-Maßnahmen 

Ergänzend bitten wir klarzustellen, dass CEF‑Maßnahmen (u.a. Ersatzquartiere, strukturreiche Kompen-
sationsflächen für Neuntöter/Feldlerche, Reptilienhabitate) in zeitlicher Hinsicht so zu gestalten sind, 
dass ihre Funktionsfähigkeit nachweislich vor Eingriffsbeginn erreicht wird; wo dies – wie im LBP ein-
geräumt – aus technischen Gründen nicht möglich ist, kann eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG 
nur erteilt werden, wenn durch zusätzliche FCS‑Maßnahmen und ein belastbares Monitoring sicherge-
stellt ist, dass sich der Erhaltungszustand der betroffenen Populationen nicht verschlechtert. 

 

4. Kompensation: Qualität, räumliche Zuordnung und Pflege 

4.1 Räumliche Nähe der Kompensationsfläche 

Ein erheblicher Teil der Kompensation basiert auf der Aufwertung externer oder bislang intensiv land-
wirtschaftlich genutzter Flächen (u. a. Ackerfläche Niederwürschnitz, ehemaliger Silostandort Ober-
dorf). 
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Wo immer möglich, sollten zusätzliche oder alternative Ausgleichsmaßnahmen im unmittelbaren Funk-
tionsraum der betroffenen Populationen realisiert werden, etwa durch Erweiterung von Grün- und Säu-
men entlang der Neubaustrecke, Aufwertung angrenzender Grünzüge, Vergrößerung und Vernetzung 
der Ersatzlaichgewässer oder zusätzliche strukturreiche Säume und Hecken im Umfeld der Eingriffe. 

 

4.2 Qualitative Aufwertung der Kompensationsflächen 

Für die Ackeraufwertungen und Grünlandgestaltungen empfehlen wir, im Beschluss Mindestziele für 
Artenzusammensetzung, Nutzungsregime und Strukturvielfalt festzuschreiben: 

• Festschreibung der im LBP vorgesehenen Verwendung zertifizierten, gebietsheimischen 
Saatguts (Ursprungsgebiet 8 Erz  und Elbsandsteingebiet) sowie gebietseigener Gehölze nach 
Pflanzliste DVL (Vorkommensgebiet 3), 

• extensive Bewirtschaftung ohne Pestizide, 

• späte Mahd (nicht vor dem 15. Juni) mit Altgrasstreifen (mindestens 10 % der Fläche), 

• Anlage von Lesesteinhaufen, Totholz und Kleingewässern als Strukturelemente. 

Die geplanten Hecken, Feldgehölze und Streuobstwiesen sollten hinsichtlich Baum- und Straucharten, 
Pflanzabständen und Pflege klar definiert werden, um ihre Funktion für Neuntöter, Kuckuck, Feldlerche, 
Reptilien und Insekten zu sichern. 

 

4.4 Ersatzlaichgewässer und Gewässerpflege 

Die vorgesehenen Ersatz‑Laichgewässer (u.a. Maßnahme 7.1 ACEF und 8.3 ACEF) sind fachlich sinnvoll, 
ihre Wirksamkeit hängt jedoch maßgeblich von der langfristigen Unterhaltung ab. Wir fordern, im Plan-
feststellungsbeschluss verbindlich festzuschreiben, dass die Gewässer mindestens 10–15 Jahre als 
fischfreie, strukturreiche Laichhabitate zu erhalten sind (regelmäßige Kontrolle von Verlandung, Gehölz-
aufwuchs und Wasserstand). 

Der funktionsgleiche Ersatz für das dauerhaft entfallende Standgewässer ist erst dann erreicht, wenn 
die neuen bzw. umgebauten Laichgewässer nachweislich über mehrere Jahre von den Zielarten ange-
nommen werden. Hierzu sollte ein Monitoring mit dokumentierter Art‑ und Individuenzahl sowie eine 
Nachsteuerungspflicht bei Nichterreichen der Ziele festgeschrieben werden. 

 

4.5 Pflege‑, Entwicklungs‑ und Monitoringkonzept 

Wir halten es für erforderlich, für alle wesentlichen Ausgleichs-, Ersatz-, CEF- und FCS-Maßnahmen ein 
integriertes Pflege- und Entwicklungskonzept mit einer Mindestlaufzeit von 25 Jahren festzulegen. Dazu 
gehören: 

• klare Zuständigkeiten (einschließlich Kostensicherung), 

• Pflegeintervalle mit konkreten Vorgaben je Maßnahmentyp, 

• fachliche Erfolgskontrollen in 3- bis 5-Jahres-Abständen, 

• eine Nachsteuerungspflicht, falls die angestrebten Zielzustände (z. B. Artenreichtum, Struktur-
vielfalt, Besiedlung durch Zielarten) nicht erreicht werden. 

 

5 Umweltbaubegleitung (UBB) und Monitoring  

Im LBP ist eine Umweltbaubegleitung (UBB) bereits vorgesehen. Aus Sicht des BUND ist es erforderlich, 
diese im Planfeststellungsbeschluss mit einem klar definierten Aufgabenprofil als Nebenbestimmung 
zu verankern. Die UBB sollte insbesondere: 



 

 6 

• verbindliche Anwesenheitspflichten bei ökologisch sensiblen Arbeiten (u.a. 
Baufeldfreimachung, Arbeiten an Gewässern und Amphibiendurchlässen, Rodungen, 
Grundwasserhaltung) erhalten, 

• Entscheidungs- und Weisungsrechte gegenüber der Bauleitung bei festgestellten 
naturschutzrechtlichen Verstößen besitzen, 

• umfassende Dokumentationspflichten gegenüber der unteren Naturschutzbehörde 
wahrnehmen. 

Hierzu bitten wir, die im LBP beschriebenen Aufgaben der UBB im Planfeststellungsbeschluss präzise 
zu übernehmen und in Form verbindlicher Nebenbestimmungen auszugestalten. 

Der LBP sowie der Artenschutzfachbeitrag sehen für CEF‑ und FCS‑Maßnahmen bereits eine Sicherung 
der Funktionsfähigkeit vor. Aus Sicht des BUND sollte dies im Planfeststellungsbeschluss durch ein 
integriertes Monitoring‑Konzept konkretisiert werden, das insbesondere: 

• alle zentralen Vermeidungs‑, CEF‑, FCS‑, Ausgleichs‑ und Ersatzmaßnahmen (insbesondere 
Amphibiendurchlässe, Ersatzlaichgewässer, Winterquartiere, Nistkästen, Waldersatzflächen, 
strukturreiche Kompensationsflächen) umfasst, 

• feste Kontrollintervalle (z.B. alle 3–5 Jahre) über einen Zeitraum von mindestens 25 Jahren 
vorsieht, 

• eine dokumentierte Erfolgskontrolle (u.a. Zielarten‑Nachweise, Struktur‑ und Artenvielfalt) 
verlangt und 

• eine verbindliche Nachsteuerungspflicht bei Nichterreichen der angestrebten Zielzustände 
festlegt. 

Wir regen an, diese Anforderungen im Planfeststellungsbeschluss ausdrücklich als Ergänzung der 
bereits im LBP vorgesehenen Maßnahmen festzulegen. 

 

6 Wasserhaushalt und Verschlechterungsverbot (WRRL) 

Der LBP stellt fest, dass der im Untersuchungsgebiet vorherrschende Grundwasserkörper „Chemnitz-1“ 
einen schlechten chemischen Zustand aufweist (insbesondere erhöhte Arsenbelastung) und ein 
ungünstiges Schutzpotenzial der Grundwasserüberdeckung besteht. Das Verschlechterungsverbot 
nach § 47 WHG (EU-Wasserrahmenrichtlinie) ist strikt einzuhalten. Vor diesem Hintergrund fordern wir: 

• Darlegung im Planfeststellungsbeschluss, dass das Vorhaben den chemischen und mengen-
mäßigen Zustand des GWK „Chemnitz-1“ nicht verschlechtert und die Erreichung eines guten 
Zustands nicht gefährdet, 

• konkrete Vorgaben zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen während der gesamten Bau- 
und Betriebsphase, insbesondere im Bereich der Brückenfundamente (Maßnahme 4.7 V), 

• eine quantitative Betrachtung der Grundwasserneubildung nach Versiegelung und Darlegung, 
wie ein Ausgleich geschaffen wird (z. B. durch Versickerungsmulden, durchlässige Bauweisen). 

 

7 Kumulative Wirkungen 

Das Gesamtvorhaben CM5 umfasst zwei Teilabschnitte (Neubaustrecke und Ausbaustrecke), die als 
separate Planrechtsabschnitte behandelt werden. Die kumulative Betrachtung beider Abschnitte ist 
zwingend erforderlich, um: 

• die Gesamt-Flächeninanspruchnahme und den kumulierten Kompensationsbedarf darzustellen, 

• die summierten Belastungen der lokalen Tier- und Pflanzenpopulationen (insbesondere der 
weiträumig agierenden Fledermausarten und der Amphibienpopulation im Bereich „Grüner Win-
kel“) zu bewerten, 
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• zeitliche Überlagerungen der Bauphasen beider Abschnitte und deren additive Störwirkungen 
(Lärm, Erschütterungen, Staubbelastung) zu berücksichtigen. 

Wir fordern, dass im UVP-Bericht und im Planfeststellungsbeschluss die kumulativen Wirkungen des 
Gesamtvorhabens dargestellt und bewertet werden. 

 

8 Landschaftsbild, Freiraum und Klima 

Angesichts der im LBP herausgestellten Bedeutung der Freiflächen für Kalt‑ und Frischluftentstehung 
sowie die Erholungsfunktion regen wir an, die landschaftspflegerischen Gestaltungsmaßnahmen ent-
lang der Neubaustrecke zu einem durchgehenden, ökologisch hochwertigen Grünzug auszubauen (z.B. 
abgestufte Gehölzsäume, blütenreiche Wiesen, Wegeverbindungen mit hoher Aufenthaltsqualität). 

Ergänzend sollte geprüft werden, ob durch zusätzliche Entsiegelungen im unmittelbaren Projektumfeld 
(z.B. auf überdimensionierten Verkehrsflächen in Gewerbegebieten) ein noch besserer Ausgleich für die 
klimatische Funktion der heute offenen Flächen erreicht werden kann. 

 

Schlussbemerkung 

Der BUND Sachsen erkennt die verkehrs‑ und klimapolitische Bedeutung des Chemnitzer Modells und 
der Stufe 5 ausdrücklich an, sieht jedoch in der vorliegenden Planung noch erhebliches Potenzial, die 
Natur‑ und Umweltverträglichkeit des Vorhabens zu erhöhen. Die oben genannten Hinweise und Forde-
rungen zielen darauf ab, Eingriffe weiter zu minimieren, die räumliche und funktionale Qualität der Kom-
pensationsmaßnahmen zu stärken und die Wirksamkeit der natur‑ und artenschutzfachlichen Vorkeh-
rungen durch verbindliche Festlegungen und Monitoring zu sichern.  

Wir bitten die Planfeststellungsbehörde, diese Vorschläge in der weiteren Abwägung zu berücksichtigen 
und im Rahmen des Planfeststellungsbeschlusses entsprechend zu verankern. 

 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


